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Beschlussvorschlag: 
Der Rat der Stadt Hilden beschließt nach Vorberatung im Jugendhilfeausschuss und im Hauptaus-
schuss die 2. Änderung der Satzung des Amtes für Jugend, Schule und Sport in der vorliegenden 
Form. 
 

Satzung Datum Änderungen in Kraft getreten 

Satzung 03.06.2011  08.06.2011 

1. Änderung 11.07.2012 § 4 12.07.2012 

2. Änderung 14.12.2021 § 4 
Am Tage nach der Be-
kanntmachung 

 
Der Rat der Stadt Hilden hat am 14.12.2021 auf Grund des § 3 Abs. 2 des 1. Gesetzes zur Ausfüh-
rung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes – AG KJHG vom 12.12.1990 (GV NRW S. 664/SGV 
NW 216), der §§ 69 ff des Sozialgesetzbuches Achtes Buch (SGB VIII), Gesetz zur frühen Bildung 
und Förderung von Kindern (KiBiz) vom 30.10.2007 und des § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV.NW. S. 666) in ihrer jeweils geltenden Fassung folgende Änderung der Satzung für das Ju-
gendamt beschlossen: 
 
 

I. Das Amt für Jugend, Schule und Sport 

§ 1  Aufbau 

Das Amt für Jugend, Schule und Sport besteht aus dem Jugendhilfeausschuss und der Verwal-
tung des Amtes für Jugend, Schule und Sport. 

§ 2  Zuständigkeit 

Das Amt für Jugend, Schule und Sport ist nach Maßgabe des SGB VIII, der dazu erlassenen 
Ausführungsgesetze und dieser Satzung für alle Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe im Gebiet 
der Stadt Hilden zuständig. 

§ 3  Aufgaben 

(1) Das Amt für Jugend, Schule und Sport ist örtlicher Träger der Jugendhilfe im Sinne des 
SGB VIII. Die Entfaltung der Persönlichkeit des jungen Menschen sowie die Stärkung und Erhal-
tung der Erziehungskraft der Familie sollen bei allen Maßnahmen der öffentlichen Jugendhilfe im 
Vordergrund stehen. 

(2) Das Amt für Jugend, Schule und Sport soll mit den Trägern der freien Jugendhilfe und 
allen behördlichen Stellen sowie selbstorganisierte Zusammenschlüsse gemäß §4a SGB VIII, 
die sich mit Angelegenheiten der Kinder, Jugendlichen und jungen Menschen sowie der Familie 
befassen, zum Wohl junger Menschen und ihrer Familien partnerschaftlich zusammenarbeiten. 
Es hat dabei die Selbstständigkeit der freien Träger in Zielsetzung und Durchführung der Ju-
gendhilfeaufgaben sowie in der Gestaltung ihrer Organisationsstruktur zu achten. 

II. Der Jugendhilfeausschuss 

§ 4 Mitglieder 

(1) Dem Jugendhilfeausschuss gehören 15 stimmberechtigte und 12 beratende Mitglieder 
aus den in § 4 Abs. 3 Buchstabe a) - m) dieser Satzung genannten Institutionen sowie jeweils 
ein Ratsmitglied oder ein/e sachkundige/r Bürger/in, der/die von den Fraktionen zu benennen ist, 
die nicht im Jugendhilfeausschuss vertreten sind, an. 

(2) Stimmberechtigt sind: 
a) Neun Mitglieder des Rates oder von ihm gewählte Frauen und Männer, die in der Ju-
gend-    hilfe erfahren sind, 
b) Sechs Frauen und Männer, die von den im Bereich des Amtes für Jugend, Schule und 
Sport wirkenden und anerkannten freien Trägern vorgeschlagen sind. 
Die stimmberechtigten Mitglieder werden vom Rat der Stadt Hilden gewählt. 
 
Für jedes Mitglied ist ein/e persönliche/r Stellvertreter/in zu wählen. Das Wahlverfahren richtet 
sich nach dem 1. Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (AG-KJHG) und 
der Gemeindeordnung NRW sowie der Geschäftsordnung des Rates. 
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(3) Beratende Mitglieder sind:  
a) die/der Bürgermeister/in oder die/der Sozialdezernent/in als seine Vertretung; 
b) die Leiterin/ der Leiter der Verwaltung des Amtes für Jugend, Schule und Sport oder deren 
Vertretung; 
c) eine Richterin/ ein Richter des Familiengerichtes oder eine Jugendrichterin/ ein Jugendrichter, 
die/ der von der zuständigen Präsidentin/ dem zuständigen Präsidenten des Landgerichtes Düs-
seldorf bestellt wird; 
d) eine Vertreterin/ ein Vertreter der Arbeitsverwaltung, die/ der von der Leiterin/ dem Leiter der 
Agentur für Arbeit Düsseldorf bestellt wird; 
e) eine Vertreterin/ ein Vertreter der Grund-, Haupt- und Förderschulen, die/ der vom Schulamt 
Mettmann bestellt wird; 
f) eine Vertreterin/ ein Vertreter der übrigen weiterführenden Schulen, die/ der vom Regie-
rungspräsidenten Düsseldorf bestellt wird; 
g) eine Vertreterin/ ein Vertreter der Polizei, die/ der vom Landrat des Kreises Mettmann zu be-
nennen ist; 
h) je eine Vertreterin/ ein Vertreter der evangelischen und der katholischen Kirche, die/ der von 
der evangelischen bzw. katholischen Kirchengemeinde Hilden bestellt wird; 
i) eine Vertreterin/ ein Vertreter des Gesundheitsamtes Mettmann, die/ der von der Leite-rin/ dem 
Leiter des Gesundheitsamtes Mettmann benannt wird, 
j) eine Vertreterin/ ein Vertreter des Jugendparlamentes, die/ der von der Vorsitzenden/ dem 
Vorsitzenden des Jugendparlamentes bestellt wird, 
k) je ein Ratsmitglied oder sachkundige/r Bürger/in, das/ die/ der von der Fraktionen zu benen-
nen sind, die nicht im Jugendhilfeausschuss vertreten sind. 
l) eine Vertreterin/ ein Vertreter des Jugendamtselternbeirat Hilden, die/ der von der Vorsitzen-
den/ dem Vorsitzenden des Jugendamtselternbeirat Hilden zu benennen ist. 
m) eine Vertreterin/ ein Vertreter des Integrationsrates Hilden, die/ der durch den Integrationsrat 
Hilden gewählt wird. 
n)  eine Vertreterin/ ein Vertreter der Kindertagespflegepersonen mit Wohnsitz in Hilden, die/ der 
aus der Mitte aller Kindertagespflegepersonen mit Wohnsitz in Hilden gewählt wird. 
o) eine Vertreterin/ ein Vertreter eines selbstorganisierten Zusammenschlusses zur Selbstvertre-
tung nach § 4a SGB VIII, die/ der durch diesen Zusammenschluss bestimmt worden ist. 
p) eine Vertreterin/ ein Vertreter des Behindertenbeirates mit Wohnsitz in Hilden, die/ der durch 
den Behindertenbeirat Hilden gewählt wird. 

Für die Mitglieder nach Buchstaben c) – p) ist je ein/e Vertreter/in zu bestellen. 

 

 

§ 5  Teilnahme weiterer Personen 

(1) An den Sitzungen des Jugendhilfeausschusses nehmen die Abteilungsleitungen des Am-
tes für Jugend, Schule und Sport und die Jugendhilfeplanung teil. 

(2) Der Jugendhilfeausschuss kann weitere Männer und Frauen, die in der Jugendhilfe erfah-
ren oder tätig sind sowie Personen die in selbstorganisierten Zusammenschlüssen gemäß § 4a 
SGB VIII tätig sind, von Fall zu Fall zu seinen Sitzungen heranziehen. 

§ 6  Aufgaben 

(1) Der Jugendhilfeausschuss befasst sich mit den Aufgaben der Jugendhilfe (§ 71 SGB 
VIII). Er beschließt im Rahmen der vom Rat bereitgestellten Mittel, dieser Satzung und der vom 
Rat gefassten Beschlüsse über die Angelegenheiten der Jugendhilfe. 

(2) Der Jugendhilfeausschuss hat vor allem folgende Aufgaben: 
 
1. Die Aufstellung von Richtlinien und Grundsätzen für 
 
a) die Förderung von Einrichtungen und Maßnahmen der Jugendhilfe; 
b) die Festsetzung der Leistungen oder der Hilfe zur Erziehung,  
    soweit diese nicht durch Landesrecht geregelt werden; 
c) die Beteiligung an der Durchführung von Aufgaben oder die Übertragung von Aufgaben zur     
Ausführung an anerkannte Träger der freien Jugendhilfe gem. § 76 SGB VIII;  
 
2. die Entscheidung über 



SV-Nr.: WP 20-25 SV 51/088 

 

 - 3 - 

 
a) die Jugendhilfeplanung, § 80 SGB VIII; 
b) die Förderung der öffentlichen Jugendhilfe und der Träger der freien Jugendhilfe, § 4 Abs.  3, 
§ 74 SGB VIII; 
c) die Anregung und Förderung der selbstorganisierten Zusammenschlüsse gemäß § 4a SGB 
VIII; 
d) die öffentliche Anerkennung nach § 75 SGB VIII in Verbindung mit § 25 AG-KJHG; 
e)  die Bedarfsfeststellung für Tageseinrichtungen für Kinder im Rahmen des Kindergartenbe-
darfsplanes (§ 80 SGB VIII i.V.m. § 18 Abs. 2 und § 21 Abs. 6 Kinderbildungsgesetz (KiBiz)); 
f) die Gewährung von freiwilligen Zuschüssen an freie Träger von Kindertageseinrichtungen; 
g) die Genehmigung einer Vereinbarung über Tageseinrichtungsplätze für Betriebe; 
h) den Ausbau von Kindertageseinrichtungen zu Familienzentren nach § 16 KiBiz; 
i) die Aufstellung von Vorschlagslisten für die Wahl der Jugendschöffen; 
j) die Aufstellung von Vorschlagslisten für die Wahl der ehrenamtlichen Beisitzer für den Aus-
schuss und die Kammer für Kriegsdienstverweigerer; 
3. die Vorberatung des Haushalts für den Bereich der Jugendhilfe; 
 
4. Anhörung vor der Berufung der Leiterin/ des Leiters der Verwaltung des Amtes für Jugend, 
Schule und Sport. 

§ 7  Unterausschüsse 

Für einzelne Aufgaben der Jugendhilfe können bei Bedarf Unterausschüsse ohne Entschei-
dungsbefugnis gebildet werden. Die Mitglieder der Unterausschüsse werden vom Jugendhil-
feausschuss aus seinen ordentlichen und stellvertretenden Mitgliedern gewählt. Er bestimmt 
auch die/ den Vorsitzende/n und ihre/ seinen Stellvertreter/in. 

§ 8  Verfahren 

Für das Verfahren des Jugendhilfeausschusses und der Unterausschüsse gilt, soweit in bundes- 
und landesrechtlichen Vorschriften nichts anderes bestimmt ist, die Geschäftsordnung für den 
Rat der Stadt und seine Ausschüsse entsprechend. 

III. Die Verwaltung des Amtes für Jugend, Schule und Sport. 

§ 9  Eingliederung 

Die Verwaltung des Amtes für Jugend, Schule und Sport ist eine selbstständige Organisati-
onseinheit innerhalb der Stadtverwaltung Hilden. 

§ 10  Aufgaben 

(1) Der Verwaltung des Amtes für Jugend, Schule und Sport obliegen alle laufenden Ge-
schäfte sowie alle Aufgaben, die nicht in § 6 aufgeführt sind. 

(2) Die dem Amt für Jugend, Schule und Sport obliegenden Aufgaben werden vom Bürger-
meister oder in seinem Auftrage von der Leiterin/ vom Leiter des Amtes für Jugend, Schule und 
Sport durchgeführt. 

(3) Der Bürgermeister oder in seinem Auftrag die Leiterin/ der Leiter der Verwaltung des Am-
tes für Jugend, Schule und Sport ist verpflichtet, die Vorsitzende/ den Vorsitzenden des Jugend-
hilfeausschusses über alle wichtigen Angelegenheiten der Verwaltung des Amtes für Jugend, 
Schule und Sport zu unterrichten. 

IV. Schlussbestimmung 
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§ 11  In-Kraft-Treten 

Diese Satzung für das Amt für Jugend, Schule und Sport tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft. Am gleichen Tag tritt die Satzung für das Jugendamt der Stadt Hilden vom 
03.06.2011 außer Kraft. 

 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende 2. Nachtragssatzung vom 15.12.2021 zur Satzung für das Amt für Jugend, 
Schule und Sport der Stadt Hilden vom 08.06.2011 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Gemeindeordnung NRW kann 
gegen die o.g. Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntma-
chung) nicht mehr geltend gemacht werde, es sei denn, 
 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b.) die o.g. Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c.) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Hilden, den 15.12.2021 
 
Der Bürgermeister 
Dr. Claus Pommer 
 
 
Erläuterungen und Begründungen: 
Die in der Fassung vom 03.06.2011 mit erstem Nachtrag vom 11.07.2012 vorliegende Satzung 
des Amtes für Jugend, Schule und Sport in Hilden bedarf einer 2. Änderung.  
 

1. Zukünftig wird der Vertretung der Interessengemeinschaft der Kindertagespflegepersonen 
in Hilden ein beratender Sitz im Jugendhilfeausschuss zur Verfügung gestellt werden. Vo-
raussetzung für die Wahrnehmung dieses Sitzes ist die Konstituierung der IGTPP Hilden 
(Interessengemeinschaft Tagespflegepersonen) als juristische Person (z.B. in Form eines 
eingetragenen Vereins). 

 
Es soll einer Vielzahl der Hildener Tagespflegepersonen die Beteiligung am Auswahlpro-
zess dieser vertretenden Person ermöglicht werden. Zugleich soll eine rechtliche Legitimie-
rung dieser vertretenden Person erfolgen. 
 

2. Die Vertretung des Jugendamtselternbeirates begehrten die Aufhebung eines Satzungs-
passus, nachdem für die Notwendigkeit einer Vertretungssituation im Jugendhilfeaus-
schuss ein/e persönliche/r Vertreter/in zu benennen sei. Dies sei pragmatisch mit den 
strukturellen Möglichkeiten des Elternbeirates nicht vereinbar. Sie baten darum, situativ ei-
ne einfache Vertretung benennen zu können. Eine Rechtsberatung beim LVR Rheinland 
bestätigte die Rechtmäßigkeit dieses Wunsches. 
 

3. Bedingt durch die SGB VIII Reform ergeben sich Aufgabenänderungen sowie Änderungen 
hinsichtlich der Mitglieder des Jugendhilfeausschusses.  
 

4. Zukünftig wird der Vertretung des Behindertenbeirates in Hilden ein beratender Sitz im Ju-
gendhilfeausschuss zur Verfügung gestellt werden. 
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5. Anpassung der Satzung in eine möglichst gendergerechtere Sprache bzw. geschlechts-
neutrale Formulierung. 
 
 

Zu Punkt 1. Beratender Sitz im Jugendhilfeausschuss für Kindertagespflegepersonen 
 
Bereits in der Sitzung vom 03.03.2021 hat sich der Jugendhilfeausschuss mit der Satzungsände-
rung im Rahmen einer Vorberatung befasst. Die Änderung gemäß Punkt 2 der Begründung war 
unstrittig. Hinsichtlich der Änderung 1. Punkt, begrüßte der JHA ausdrücklich das Anliegen der in 
Hilden ansässigen Tagespflegepersonen, einen beratenden Sitz im JHA zu erhalten. Für den Aus-
schuss war es hierfür jedoch notwendige Voraussetzung, dass sich der genannte Personenkreis 
vor einer diesbezüglichen Änderung der Satzung des Jugendamtes eine rechtsverbindliche Struk-
tur, etwa in Form eines eingetragenen Vereins (e.V.), gibt. Hierbei müsste sichergestellt sein, dass 
alle in Hilden ansässigen Tagespflegepersonen die Gelegenheit haben, Mitglied dieser Struktur zu 
werden. Vorgeschlagen wurde hierzu eine Gründungsversammlung auf Einladung des Jugendam-
tes zu initiieren. Die Gründungsversammlung des Vereins „Interessengemeinschaft Kindertages-
pflege - Hilden e.V.“ (kurz IG KTP e.V.) hat am 08.06.2021 ab 19 Uhr via Zoom-Konferenz stattge-
funden. Am 20.05.2021 wurden die Kindertagespflegepersonen über diesen Termin per E-Mail, 
vereinzelt per Brief, informiert. Teilgenommen haben 22 von 48 Kindertagespflegepersonen mit 
Hauptwohnsitz Hilden. Der Verein ist gegründet und eine Satzung (Anlage 1) beschlossen wor-
den, Frau Melanie Seminatore wurde als Vorsitzende des Vereins gewählt (Anlage 2) und möchte 
den genannten beratenden Sitz im Jugendhilfeausschuss ab 2022 wahrnehmen. Frau Seminatore 
hat ihren Hauptwohnsitz in Hilden. Im Nachgang zur Gründungsversammlung lag in Absprache mit 
dem IG KTP e.V. im Amt für Jugend, Schule und Sport eine Liste zum Vereinsbeitritt aus. Der Ein-
trag in das Vereinsregister ist notariell beantragt. Der Beleg über den Eintrag des Vereins steht 
noch aus. 
 
Aktuell sind ca. 25 Kindertagespflegepersonen mit Hauptwohnsitz Hilden in dem IG KTP e.V. or-
ganisiert. 
 
Hinweis der Verwaltung:  
Die beratende Vertretung der Kindertagespflegepersonen im Jugendhilfeausschuss hat das Recht 
Anträge und Anfragen zu stellen. Sofern sich Anträge, Anfragen und Beratungen auf den Bereich 
der Kindertagespflege oder daran angrenzenden Rechtsgebieten mit Auswirkung auf die Kinderta-
gespflege beziehen, muss sich die beratende Vertretung der Kindertagespflegepersonen innerhalb 
des Beratungsprozesses vorab als befangen erklären. Die Teilnahme an solchen Beratungspro-
zessen kann bereits zur Rechtswidrigkeit von Beschlüssen führen. 
In Planung ist der Weiteren die Neufassung der Richtlinien zur Ausgestaltung der Kindertagespfle-
ge in Hilden (vgl. WP 20 -25 SV 51/086). In diesen Richtlinien soll auch ein Punkt „beratender Sitz 
im Jugendhilfeausschuss“ einfließen, um sicherzustellen, dass immer ein niederschwelliger breite-
rer Zugang zu diesem beratenden Sitz sichergestellt ist. 
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Zu Punkt 2. Einfache Vertretung im Jugendhilfeausschuss 
 
„Landesjugendamt Frau Esser, Rechtsberatung der Jugendämter: 
 
Eine persönliche Stellvertretung, wie sie das Gesetz für die stimmberechtigten Mitglieder in § 4 
Abs. 3 AG-KJHG regelt, ist für die beratenden Mitglieder nicht vorgesehen. Vielmehr bestimmt § 5 
Abs. 2 AG-KJHG eine >einfache< Stellvertretung für beratende Mitglieder.  
Das heißt also, es muss nicht der persönliche Stellvertreter zur Sitzung erscheinen, es kann ein 
anderer bestimmt werden. 
 
Wenn Sie aber sagen, dass Ihre Satzung vor Ort auch für die beratenden Mitglieder im JHA eine 
persönliche Stellvertretung vorsieht, so ist diese zunächst auch geltendes Recht. Sie fasst die Re-
gelungen jedoch schärfer als das AG-KJHG dies vorsieht. Eine Satzung darf nicht gegen höher-
rangiges Recht verstoßen, ist jedoch keine Regelung getroffen, kann eine solche in der Satzung 
erfolgen.“ 
 
Die Satzung wird gemäß den obigen Erläuterungen in § 4 Abs. 3 n) und letzter Satz geändert.  
Siehe auch Synopse Anlage 1. 
 
Zu Punkt 3. Aufgabenänderungen sowie Änderungen hinsichtlich der Mitglieder des Jugendhil-
feausschusses aufgrund der SGB VIII Reform 
 
Die beschlossene SGB VIII Reform will die Kinder und Jugendlichen in den Erziehungshilfen stär-
ken. Das neue Kinder- und Jugendstärkungsgesetz formuliert daher u.a. in § 4a SGB VIII einen 
eigenen Rechtsanspruch auf Selbstvertretungen in den Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe. 
 
„§ 4a Selbstorganisierte Zusammenschlüsse zur Selbstvertretung 
 
(1) Selbstorganisierte Zusammenschlüsse nach diesem Buch sind solche, in denen sich nicht in 
berufsständische Organisationen der Kinder- und Jugendhilfe eingebundene Personen, insbeson-
dere Leistungsberechtigte und Leistungsempfänger nach diesem Buch sowie ehrenamtlich in der 
Kinder- und Jugendhilfe tätige Personen, nicht nur vorübergehend mit dem Ziel zusammenschlie-
ßen, Adressatinnen und Adressaten der Kinder- und Jugendhilfe zu unterstützen, zu begleiten und 
zu fördern, sowie Selbsthilfekontaktstellen. Sie umfassen Selbstvertretungen sowohl innerhalb von 
Einrichtungen und Institutionen als auch im Rahmen gesellschaftlichen Engagements zur Wahr-
nehmung eigener Interessen sowie die verschiedenen Formen der Selbsthilfe. 
(2) Die öffentliche Jugendhilfe arbeitet mit den selbstorganisierten Zusammenschlüssen zusam-
men, insbesondere zur Lösung von Problemen im Gemeinwesen oder innerhalb von Einrichtungen 
zur Beteiligung in diese betreffenden Angelegenheiten, und wirkt auf eine partnerschaftliche Zu-
sammenarbeit mit diesen innerhalb der freien Jugendhilfe hin. 
(3) Die öffentliche Jugendhilfe soll die selbstorganisierten Zusammenschlüsse nach Maßgabe die-
ses Buches anregen und fördern.“ 
 
„§ 71 Jugendhilfeausschuss, Landesjugendhilfeausschuss 
 
(2) Dem Jugendhilfeausschuss sollen als Beratende Mitglieder selbstorganisierte Zusammen-
schlüsse nach § 4a angehören.“ 
 
Die Satzung wird gemäß den gesetzlichen Bestimmungen in § 3 Abs. 2 Satz 1, in § 4 Abs. 3 o), in 
§ 5 Abs. 2 sowie § 6 Abs. 2 c) geändert. Siehe auch Synopse Anlage 1. 
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Zu Punkt 4. Beratender Sitz im Jugendhilfeausschuss für den Behindertenbeirat 
 
Die Verwaltung befürwortet die Aufnahme des Behindertenbeirates als beratendes Mitglied im Ju-
gendhilfeausschuss. 
 
Die Satzung wird gemäß den obigen Erläuterungen in § 4 Abs. 3 p) geändert. 
 
 
Zu Punkt 5. Anpassung der Satzung in gendergerechte Sprache 
 
Es wurde eine gendergerechte Überarbeitung der Satzung vorgenommen. 
 
Die Satzung wird gemäß den obigen Erläuterungen in § 4 Abs. 3 a) sowie § 5 Abs. 1 geändert. 
 
 
gez. 
Dr. Claus Pommer 
Bürgermeister 
 
 
Klimarelevanz:  
Keine.  



Interessengemeinschaft K1ndertacespflege Hil d en e .V. 

SATZUNG H, j GRÖND"'GSV<RSAMMWNG 

1 1. Name des Vereins 
2 Der Name des Vereins ist 
3 „Interessengemeinschaft Kindertagespflege -HIiden e.v. ! IG KTP -HIiden e.V.>". Den 
4 Zusatz „eingetragener Verein" ~ ) erhält der Verein nach Eintragung in das Vereinsre-
5 gister - im Folgenden <IG KTP -HIiden e.V.> genannt. 
6 
7 2. Rechtsstand und Sitz des Vereins 
8 Rechtsstand und Sitz des Vereins ist Hilden. 
9 

10 3. Ziele und zwecke 
11 Die <Interessengemeinschaft der Tagespflegepersonen für Kinder in Hilden -IG TPP Hil-
12 den> wurde im Frühjahr 2017 gegründet. Hieraus bildet sich nun die <juristische Person> 
13 als <eingetragener Verein>, der <IG KTP -Hilden e.V.> - damit sich die öffentlich geför-
14 derte Kindertagespflege an der gesellschaftspolitischen Willensbildung- auch im Jugend-
15 hilfeausschuss (JHA) und in anderen Gremien und Arbeitskreisen - beteiligen kann. 
16 
17 Ziel des Vereins ist 
18 
19 die Förderung der Kinder- und Jugendhilfe, dabei besonders die Förderung der Kin-
20 dertagesptlege. 
21 die Interessenvertretung der Kindertagespflegepersonen. 
22 die Förderung von Vernetzung, Austausch und Qualifikation der Kindertagespflege-
23 personen. 
24 die Stärkung der Zusammenarbeit von und mit Jugendamt, Parteien und anderen In-
25 
26 
27 
28 
29 
30 
31 
32 
33 
34-
35 
36 
37 
38 -
39 -
40-
41 
42 
43 -
44 
45 

stitutionen. 
die Förderung der gesellschaftlichen Anerkennung der Berufstätigkeit von Kinderta-
gespflegepersonen. 

Das Engagement des <IG KTP -Hilden e.V.> wird durch die Übernahme von Patenschaf-
ten, durch Spenden, Zuwendungen Dritter, öffentliche Mittel sowie Mitgliederbeiträge 
finanziert. 

4. GEMEINNÜTZIGKEIT 
Der Verein ist parteipolitisch und konfessionell unabhängig und verfolgt ausschließlich 
und unmittelbar gemeinnützige und mildtätige Zwecke im Sinne des Abschnitts „steu-
erbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
Die Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 
Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Per-
son durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch unverhältnis-
mäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
Vergütungen für angestellte Mitarbeiter*innen des Vereins und Mietzahlungen für an-
gemietete Räumlichkeiten sind - angemessen - möglich. 

46 S. MITTEL DES VEREINS 
47 Die Mittel zur Erfüllung seiner Aufgaben erhält der Verein durch 
48 
49 Mitgliederbeiträge 
SO Spenden 
51 Patenschaften 
52 Gebühren für die Teilnahme an Veranstaltungen 
53 Öffentliche Zuwendungen 
54 Sonstige Zuwendungen 
55 
56 Die Mitglieder zahlen Jahresbeiträge, die im Voraus entrichtet werden. 
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57 6. MITGLIEDSCHAFT 
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Der Verein hat 

Ordentliche Mitglieder 
Fördermitglieder 

Mitglieder können natürliche und juristische Personen werden. Die Mitgliedschaft wird 
beim Vereinsvorstand schriftlich beantragt. Der Vorstand entscheidet über die Auf-
nahme - und gegebenenfalls über einen Ausschluss. Ein Aufnahmezwang besteht nicht. 
Der Grund einer Ablehnung muss nicht mitgeteilt werden. Die Mitgliedschaft entsteht 
nach positiver Bescheidung durch den Vorstand. Die Ausübung von Mitgliederrechten 
kann nicht übertragen werden. Die Mitgliedschaft erlischt durch Kündigung, Tod, Aus-
schluss oder Rückgabe. Die Kündigung ist jederzeit - mit einer Frist zum Ablauf eines 
31.12. (es gilt der Poststempel oder das Eingangsdatum der E-Mail beim Vorstand) -
durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand möglich. 

Ordentliche Mitglieder sind - sofern sie einen schriftlichen Antrag auf Mitgliedschaft 
stellen und der Vorstand diesem nicht widerspricht - alle Personen, die ihren ersten 
Wohnsitz in Hilden haben und vom örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe -Jugend-
amt - eine gültige Pflegeerlaubnis nach§ 43 5GB VIII vorweisen; sie sind stimmberechtigt. 

Fördermitglieder sind alle übrigen Personen, die die Aufgaben des Vereins in erster Linie 
materiell und ideell fördern; sie sind nicht stimmberechtigt. 

81 7. ORGANE DES VEREINS 
82 Organe des Vereins sind 
83 
84 die Mitgliederversammlung 
85 der Vorstand 
86 
87 8. DIE MITGLIEDERVERSAMMLUNG 
88 Die Mitgliederversammlung (MV) ist vom Vorstand alle drei Jahre, sonst nach Bedarf 
89 einzuberufen oder wenn ein Drittel der stimmberechtigten Mitglieder ihre Einberufung 

90 verlangt. 
91 92 Die Einladung zur MV erfolgt schriftlich durch den Vorstand an die zuletzt bekannte Post-
93 anschrift, vorzugsweise E-Mail-Adresse der Mitglieder, mit Bekanntgabe der Tagesord-
94 nung, mindestens 14 Tage vor Tagungstermin. Die Beschlüsse werden protokolliert. f§ 
95 ist möglich. die Gründungsversammlung und weitere MVen virtuell durchzuführen. 
96 97 Die Protokolle werden von mindestens einem Vorstandsmitglied und der Protokollantin 
98 (w/m) unterschrieben. Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist -
99 sofern die Satzung nicht ein anderes bestimmt - beschlussfähig. Beschlüsse werden mit 

100 einfacher Mehrheit gefasst. 
101 102 Abstimmungen erfolgen offen, Wahlen erfolgen (auf Antrag) geheim und schriftlich. Sat-
103 zungsänderungen müssen in der Tagesordnung nach Art, Inhalt und Wortlaut angekün-
104 digt werden. Sie sind nur möglich, wenn sie mindestens von einer 2/3-Mehrheit aller 
105 anwesenden ordentlichen Mitglieder beschlossen werden. Satzungsänderungen die „öf-
106 fentl ich" gefordert werden (bspw. amtlicher-, behördlicherseits), kann der Vorstand von 
107 sich aus vornehmen und ist verpflichtet, die MV hierüber in nächster Versammlung -
108 dem Wortlaut nach - zu informieren. Die MV wählt aus Ihrer Mitte mindestens einen 
109 und nicht mehr als zwei Rechnungsprüferinnen (w/m) für drei Jahre; diese Aufgabe kann 
110 auch von externen Berater:innen übernommen werden. Die Leitung in MVen obliegt 

111 dem Vorstand. 
112 
113 

mttPfle 
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Inte ressenge m e in sc haft Kindertagesp f lege -Hi lden e . V. 

Die Aufgaben der MV sind 
die Änderung der Satzung 
die Wahl der Vorstandsmitglieder 

SATZUNG zur GRÜNDUNGSVERSAMMLUNG 

die Genehmigung des Geschäftsberichtes des Vorstandes 
die Genehmigung der Jahresrechnungen, 
die Entlastung des Vorstandes 
die Wahl der Rechnungsprüfer:in, sofern sie aus der Mitte der MV kommt 

9. DER VORSTAND 
Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf drei volle Jahre gewählt (das Grün-
dungsjahr ist „Rumpfgeschäftsjahr" und bleibt als „volles Jahr" unberücksichtigt). 

Der Vorstand besteht aus mindestens einem, höchstens zwei Mitgliedern. 

Es kann ein/e Geschäftsführer/in berufen werden, die/der nicht Mitglied sein. n:iu~s. Ge-
schäftsführer/innen können für ihre Tätigkeit angemessen vergütet werden und erhalten 
tätigkeitsbezogene Auslagen ersetzt. Die Einzelheiten werden in einer separaten Vergü-
tungsvereinbarung mit dem Vorstand geregelt. 
Sofern ein Mitglied des Vorstandes als Geschäftsführer/in berufen wird, ist es von den 
Beschränkungen des § 27 Absatz 3 Satz 2 BGB und § 181 BGB befreit. 

Gerichtlich und außergerichtlich vertreten die Vorstandsmitglieder - § 26 Bürgerliches Ge-
setzbuch (BGB)- den Verein jeweils alleine. 

Auslagenersatz und Ehrenamtspauschale/n für ehrenamtliche Tätigkeiten werden zuge-
lassen. 

Der Vorstand erstattet über jedes Geschäftsjahr einen schriftlichen Bericht, den dje Rech-
nungsprüfer:innen - soweit es um die materiellen Belange des Vereins geht - auf sachliche 
und rechnerische Richtigkeit prüfen und der allen Mitgliedern - jeweils in der ersten Hälfte · 
des Folgejahres - per E-Mail, alternativ über eine Webpräsenz zur Ansicht gebracht wird. 

Vorstandsmitglieder bleiben bis zum Antritt ihrer Nachfolgerinnen im Amt. Wiederwahl' 
ist möglich, Abwahl nur aus wichtigem Grund. 

Der Vorstand setzt die Höhe der Mitgliederbeiträge fest und kann Ausnahmen bei l<ündi-, 
gungsfristen zulassen und Beiträge stunden, ermäßigen oder erlassen. 
Dem Vorstand obliegt die Führung der laufenden Geschäfte, insbesondere ist er zuständig 
für die Vorbereitung und Einberufung von MVen, die Ausführung ihrer Beschlüsse, die Auf-
stellung von Haushaltplänen und die Verwaltung des Vereinsvermögens. Die Beschlüsse 
des Vorstands können auch per E-Mail gefasst werden. 
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10. AUFLÖSUNG ... , ·.; ·: , ,: ·. , . ·- . .-i. -r:.c-J : , -. 
Im Falle der Auflösung oder Aufhebung des Vereins sowie bei Wegfall des bisherigen 
Zwecks des Vereins fällt das Vereinsvermögen dem <Deutscher Kinderschutzbund Orts-
verband Hilden e. V., Schulstr. 44 in 40723 Hilden / Vereinsregister. VR 30294 / ReglsteF~ .. 
gericht: Amtsgericht Düsseldorf> zu; der es - nach Zustimmung des Finanzamtes - unmit-
telbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke - im Sinne dieser Satzung- zu 'verwen-

den hat. 
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Synopse Jugendamtssatzung 
 

Satzung Datum Änderungen in Kraft getreten 

Satzung 03.06.2011  08.06.2011 

1. Änderung 11.07.2012 § 4 12.07.2012 

2. Änderung 14.12.2021 § 4 
Am Tage nach der 
Bekanntmachung 

 
Der Rat der Stadt Hilden hat am 14.12.2021 auf Grund des § 3 Abs. 2 des 1. Gesetzes zur 
Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes – AG KJHG vom 12.12.1990 (GV NRW S. 
664/SGV NW 216), der §§ 69 ff des Sozialgesetzbuches Achtes Buch (SGB VIII), Gesetz zur 
frühen Bildung und Förderung von Kindern (KiBiz) vom 30.10.2007 und des § 7 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NW. S. 666) in ihrer jeweils geltenden Fassung 
folgende Änderung der Satzung für das Jugendamt beschlossen: 
 
 

I. Das Amt für Jugend, Schule und Sport I. Das Amt für Jugend, Schule und Sport 

§ 1  Aufbau § 1  Aufbau 

Das Amt für Jugend, Schule und Sport 
besteht aus dem Jugendhilfeausschuss und 
der Verwaltung des Amtes für Jugend, 
Schule und Sport. 

Keine Änderung 

§ 2  Zuständigkeit § 2  Zuständigkeit 

Das Amt für Jugend, Schule und Sport ist 
nach Maßgabe des SGB VIII, der dazu 
erlassenen Ausführungsgesetze und dieser 
Satzung für alle Aufgaben der öffentlichen 
Jugendhilfe im Gebiet der Stadt Hilden 
zuständig. 

Keine Änderung 

§ 3  Aufgaben § 3  Aufgaben 

(1) Das Amt für Jugend, Schule und 
Sport ist örtlicher Träger der Jugendhilfe im 
Sinne des SGB VIII. Die Entfaltung der 
Persönlichkeit des jungen Menschen sowie 
die Stärkung und Erhaltung der 
Erziehungskraft der Familie sollen bei allen 
Maßnahmen der öffentlichen Jugendhilfe im 
Vordergrund stehen. 

Keine Änderung 

(2) Das Amt für Jugend, Schule und 
Sport soll mit den Trägern der freien 
Jugendhilfe und allen behördlichen Stellen, 
die sich mit Angelegenheiten der Kinder, 
Jugendlichen und jungen Menschen sowie 
der Familie befassen, zum Wohl junger 
Menschen und ihrer Familien 
partnerschaftlich zusammenarbeiten. Es hat 
dabei die Selbstständigkeit der freien Träger 
in Ziel-setzung und Durchführung der 
Jugendhilfeaufgaben sowie in der 
Gestaltung ihrer Organisationsstruktur zu 
achten. 

(2) Das Amt für Jugend, Schule und 
Sport soll mit den Trägern der freien 
Jugendhilfe und allen behördlichen Stellen 
sowie selbstorganisierten 
Zusammenschlüssen gemäß §4a SGB VIII, 
die sich mit Angelegenheiten der Kinder, 
Jugendlichen und jungen Menschen sowie 
der Familie befassen, zum Wohl junger 
Menschen und ihrer Familien 
partnerschaftlich zusammenarbeiten. Es hat 
dabei die Selbstständigkeit der freien 
Träger in Zielsetzung und Durchführung der 
Jugendhilfeaufgaben sowie in der 
Gestaltung ihrer Organisationsstruktur zu 
achten. 

II. Der Jugendhilfeausschuss II. Der Jugendhilfeausschuss 



§ 4 Mitglieder § 4 Mitglieder 

(1) Dem Jugendhilfeausschuss gehören 
15 stimmberechtigte und 12 beratende 
Mitglieder aus den in § 4 Abs. 3 Buchstabe 
a) - m) dieser Satzung genannten 
Institutionen sowie jeweils ein Ratsmitglied 
oder ein/e sachkundige/r Bürger/in, der/die 
von den Fraktionen zu benennen ist, die 
nicht im Jugendhilfeausschuss vertreten 
sind, an. 

Keine Änderung 

(2) Stimmberechtigt sind: 
a) Neun Mitglieder des Rates oder von 
ihm gewählte Frauen und Männer, die in 
der Jugendhilfe erfahren sind, 
b) Sechs Frauen und Männer, die von 
den im Bereich des Amtes für Jugend, 
Schule und Sport wirkenden und 
anerkannten freien Trägern vorgeschlagen 
sind. 
Die stimmberechtigten Mitglieder werden 
vom Rat der Stadt Hilden gewählt. 
 
Für jedes Mitglied ist ein/e persönliche/r 
Stellvertreter/in zu wählen. Das 
Wahlverfahren richtet sich nach dem 1. 
Gesetz zur Ausführung des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes (AG-KJHG) und der 
Gemeindeordnung NRW sowie der 
Geschäftsordnung des Rates. 

Keine Änderung 

(3) Beratende Mitglieder sind:  
a) der Bürgermeister oder der 
Sozialdezernent als sein Vertreter; 
b) die Leiterin/ der Leiter der 
Verwaltung des Amtes für Jugend, Schule 
und Sport oder deren Vertretung; 
c) eine Richterin/ ein Richter des 
Familiengerichtes oder eine 
Jugendrichterin/ ein Jugend-richter, die/ der 
von der zuständigen Präsidentin/ dem 
zuständigen Präsidenten des Landgerichtes 
Düsseldorf bestellt wird; 
d) eine Vertreterin/ ein Vertreter der 
Arbeitsverwaltung, die/ der von der Leiterin/ 
dem Leiter der Agentur für Arbeit 
Düsseldorf bestellt wird; 
e) eine Vertreterin/ ein Vertreter der 
Grund-, Haupt- und Förderschulen, die/ der 
vom Schulamt Mettmann bestellt wird; 
f) eine Vertreterin/ ein Vertreter der 
übrigen weiterführenden Schulen, die/ der 
vom Regie-rungspräsidenten Düsseldorf 
bestellt wird; 
g) eine Vertreterin/ ein Vertreter der 
Polizei, die/ der vom Landrat des Kreises 
Mettmann zu benennen ist; 

(3) Beratende Mitglieder sind:  
a) die/der Bürgermeister/in oder die/der 
Sozialdezernent/in als ihre/seine 
Vertretung; 
b) die Leiterin/ der Leiter der 
Verwaltung des Amtes für Jugend, Schule 
und Sport oder ihre/seine Vertretung; 
c) eine Richterin/ ein Richter des 
Familiengerichtes oder eine 
Jugendrichterin/ ein Jugendrichter, die/ der 
von der zuständigen Präsidentin/ dem 
zuständigen Präsidenten des Landgerichtes 
Düsseldorf bestellt wird; 
d) eine vertretende Person der 
Arbeitsverwaltung, die von der Leitung der 
Agentur für Arbeit Düsseldorf bestellt wird; 
e) eine Vertreterin/ ein Vertreter der 
Grund-, Haupt- und Förderschulen, die/ der 
vom Schulamt Mettmann bestellt wird; 
f) eine vertretende Person der übrigen 
weiterführenden Schulen, die vom 
Regierungspräsidium Düsseldorf bestellt 
wird; 
g) eine vertretende Person der Polizei, 
die vom Landrat/der Landrätin des Kreises 
Mettmann zu benennen ist; 



h) je eine Vertreterin/ ein Vertreter der 
evangelischen und der katholischen Kirche, 
die/ der von der evangelischen bzw. 
katholischen Kirchengemeinde Hilden 
bestellt wird; 
i) eine Vertreterin/ ein Vertreter des 
Gesundheitsamtes Mettmann, die/ der von 
der Leite-rin/ dem Leiter des 
Gesundheitsamtes Mettmann benannt wird, 
j) eine Vertreterin/ ein Vertreter des 
Jugendparlamentes, die/ der von der 
Vorsitzenden/ dem Vorsitzenden des 
Jugendparlamentes bestellt wird, 
k) je ein Ratsmitglied oder 
sachkundige/r Bürger/in, das/ die/ der von 
der Fraktionen zu benennen sind, die nicht 
im Jugendhilfeausschuss vertreten sind. 
l) eine Vertreterin/ ein Vertreter des 
Jugendamtselternbeirat Hilden, die/ der von 
der Vorsitzenden/ dem Vorsitzenden des 
Jugendamtselternbeirat Hilden zu 
benennen ist. 
m) eine Vertreterin/ ein Vertreter des 
Integrationsrates Hilden, die/ der durch den 
Integrationsrat Hilden gewählt wird. 

h) je eine vertretende Person der 
evangelischen und der katholischen Kirche, 
die/ der von der evangelischen bzw. 
katholischen Kirchengemeinde Hilden 
bestellt wird; 
i) eine vertretende Person des 
Gesundheitsamtes Mettmann, die von der 
Leiterin/ dem Leiter des Gesundheitsamtes 
Mettmann benannt wird, 
j) eine vertretende Person des 
Jugendparlamentes, die von der 
Vorsitzenden/ dem Vorsitzenden des 
Jugendparlamentes bestellt wird, 
k) je ein Ratsmitglied oder 
sachkundige/r Bürger/in, das/ die/ der von 
den Fraktionen zu benennen sind, die nicht 
im Jugendhilfeausschuss vertreten sind. 
l) eine vertretende Person des 
Jugendamtselternbeirat Hilden, die/ der von 
der Vorsitzenden/ dem Vorsitzenden des 
Jugendamtselternbeirat Hilden zu 
benennen ist. 
m) eine vertretende Person des 
Integrationsrates Hilden, die  durch den 
Integrationsrat Hilden gewählt wird. 
n)  eine vertretende  
Kindertagespflegeperson mit Hauptwohnsitz 
in Hilden, die von einem nach §4a SGB VIII 
selbstorganisiertem Zusammenschluss mit 
Rechtwirkung der 
Kindertagespflegepersonen aus der Mitte 
aller in Hilden tätigen 
Kindertagespflegepersonen mit Wohnsitz in 
Hilden gewählt wird. 
o) eine vertretende Person eines 
selbstorganisierten Zusammenschlusses 
zur Selbstvertretung nach § 4a SGB VIII, 
die durch diesen Zusammenschluss 
bestimmt worden ist. 
p) eine vertretende Person des 
Behindertenbeirates mit Wohnsitz in Hilden, 
die durch den Behindertenbeirat Hilden 
gewählt wird. 

Für die Mitglieder nach Buchstaben c) – m) 
ist je ein/e persönliche/r Vertreter/in zu 
bestellen. 

Für die Mitglieder nach Buchstaben c) – p) 
ist je ein/e persönliche/r Vertreter/in zu 
bestellen. 

§ 5  Teilnahme weiterer Personen § 5  Teilnahme weiterer Personen 

(1) An den Sitzungen des 
Jugendhilfeausschusses nehmen die 
Abteilungsleitungen des Amtes für Jugend, 
Schule und Sport und der Jugendhilfeplaner 
teil. 

(1) An den Sitzungen des 
Jugendhilfeausschusses nehmen die 
Abteilungsleitungen des Amtes für Jugend, 
Schule und Sport und die 
Jugendhilfeplanung teil. 

(2) Der Jugendhilfeausschuss kann 
weitere Männer und Frauen, die in der 
Jugendhilfe erfahren oder tätig sind, von 

(2) Der Jugendhilfeausschuss kann weitere 
Männer und Frauen, die in der Jugendhilfe 
erfahren oder tätig sind sowie Personen die 
in selbstorganisierten Zusammenschlüssen 



Fall zu Fall zu seinen Sitzungen 
heranziehen.  

gemäß § 4a SGB VIII tätig sind, von Fall zu 
Fall zu seinen Sitzungen heranziehen. 

§ 6  Aufgaben § 6  Aufgaben 

(1) Der Jugendhilfeausschuss befasst 
sich mit den Aufgaben der Jugendhilfe (§ 71 
SGB VIII). Er beschließt im Rahmen der 
vom Rat bereitgestellten Mittel, dieser 
Satzung und der vom Rat gefassten 
Beschlüsse über die Angelegenheiten der 
Jugendhilfe. 

Keine Änderung 

(2) Der Jugendhilfeausschuss hat vor allem 
folgende Aufgaben: 
 
1. Die Aufstellung von 

Richtlinien und Grundsätzen 
für 

 
a) die Förderung von Einrichtungen 
und Maßnahmen der Jugendhilfe; 
b) die Festsetzung der Leistungen oder 
der Hilfe zur Erziehung,  
            soweit diese nicht durch 
Landesrecht geregelt werden; 
c) die Beteiligung an der Durchführung 
von Aufgaben oder die Übertragung von 
Aufga-ben zur Ausführung an anerkannte 
Träger der freien Jugendhilfe gem. § 76 
SGB VIII;  
 
2. die Entscheidung über 
 
a) die Jugendhilfeplanung, § 80 SGB 
VIII; 
b) die Förderung der öffentlichen 
Jugendhilfe und der Träger der freien 
Jugendhilfe, § 4 Abs. 3, § 74 SGB VIII; 
c) die öffentliche Anerkennung nach § 
75 SGB VIII in Verbindung mit § 25 AG-
KJHG; 
d)  die Bedarfsfeststellung für 
Tageseinrichtungen für Kinder im Rahmen 
des Kindergar-tenbedarfsplanes (§ 80 SGB 
VIII i.V.m. § 18 Abs. 2 und § 21 Abs. 6 
Kinderbildungsge-setz (KiBiz)); 
e) die Gewährung von freiwilligen 
Zuschüssen an freie Träger von 
Kindertageseinrich-tungen; 
f) die Genehmigung einer 
Vereinbarung über Tageseinrichtungsplätze 
für Betriebe; 
g) den Ausbau von 
Kindertageseinrichtungen zu 
Familienzentren nach § 16 KiBiz; 
h) die Aufstellung von Vorschlagslisten 
für die Wahl der Jugendschöffen; 

(2) Der Jugendhilfeausschuss hat vor allem 
folgende Aufgaben: 
 
1. Die Aufstellung von Richtlinien und 
Grundsätzen für 
 
a) die Förderung von Einrichtungen 
und Maßnahmen der Jugendhilfe; 
b) die Festsetzung der Leistungen oder 
der Hilfe zur Erziehung,  
            soweit diese nicht durch 
Landesrecht geregelt werden; 
c) die Beteiligung an der Durchführung 
von Aufgaben oder die Übertragung von 
Aufga-ben zur Ausführung an anerkannte 
Träger der freien Jugendhilfe gem. § 76 
SGB VIII; 
 
 
2. die Entscheidung über 
 
a) die Jugendhilfeplanung, § 80 SGB 
VIII; 
b) die Förderung der öffentlichen 
Jugendhilfe und der Träger der freien 
Jugendhilfe, § 4 Abs. 3, § 74 SGB VIII; 
c) die Anregung und Förderung der 
selbstorganisierten Zusammenschlüsse 
gemäß § 4a SGB VIII; 
d) die öffentliche Anerkennung nach § 
75 SGB VIII in Verbindung mit § 25 AG-
KJHG; 
e)  die Bedarfsfeststellung für 
Tageseinrichtungen für Kinder im Rahmen 
des Kindergartenbedarfsplanes (§ 80 SGB 
VIII i.V.m. § 18 Abs. 2 und § 21 Abs. 6 
Kinderbildungsgesetz (KiBiz)); 
f) die Gewährung von freiwilligen 
Zuschüssen an freie Träger von 
Kindertageseinrichtungen; 
g) die Genehmigung einer 
Vereinbarung über Tageseinrichtungsplätze 
für Betriebe; 
h) den Ausbau von 
Kindertageseinrichtungen zu 
Familienzentren nach § 16 KiBiz; 



i) die Aufstellung von Vorschlagslisten 
für die Wahl der ehrenamtlichen Beisitzer 
für den Ausschuss und die Kammer für 
Kriegsdienstverweigerer; 
 
3. die Vorberatung des Haushalts für 
den Bereich der Jugendhilfe; 
 
4. Anhörung vor der Berufung der 
Leiterin/ des Leiters der Verwaltung des 
Amtes für Jugend, Schule und Sport. 

i) die Aufstellung von Vorschlagslisten 
für die Wahl der Jugendschöffen; 
j) die Aufstellung von Vorschlagslisten 
für die Wahl der ehrenamtlichen Beisitzer 
für den Ausschuss und die Kammer für 
Kriegsdienstverweigerer; 
 
3. die Vorberatung des Haushalts für 
den Bereich der Jugendhilfe; 
 
4. Anhörung vor der Berufung der 
Leiterin/ des Leiters der Verwaltung des 
Amtes für Jugend, Schule und Sport. 

§ 7  Unterausschüsse § 7  Unterausschüsse 

Für einzelne Aufgaben der Jugendhilfe 
können bei Bedarf Unterausschüsse ohne 
Entschei-dungsbefugnis gebildet werden. 
Die Mitglieder der Unterausschüsse werden 
vom Jugendhil-feausschuss aus seinen 
ordentlichen und stellvertretenden 
Mitgliedern gewählt. Er bestimmt auch die/ 
den Vorsitzende/n und ihre/ seinen 
Stellvertreter/in. 

Keine Änderung 

§ 8  Verfahren § 8  Verfahren 

Für das Verfahren des 
Jugendhilfeausschusses und der 
Unterausschüsse gilt, soweit in bun-des- 
und landesrechtlichen Vorschriften nichts 
anderes bestimmt ist, die Geschäftsordnung 
für den Rat der Stadt und seine Ausschüsse 
entsprechend. 

Keine Änderung 

III. Die Verwaltung des Amtes für 
Jugend, Schule und Sport. 

III. Die Verwaltung des Amtes für 
Jugend, Schule und Sport. 

§ 9  Eingliederung § 9  Eingliederung 

Die Verwaltung des Amtes für Jugend, 
Schule und Sport ist eine selbstständige 
Organisati-onseinheit innerhalb der 
Stadtverwaltung Hilden. 

Keine Änderung 

§ 10  Aufgaben § 10  Aufgaben 

(1) Der Verwaltung des Amtes für 
Jugend, Schule und Sport obliegen alle 
laufenden Ge-schäfte sowie alle Aufgaben, 
die nicht in § 6 aufgeführt sind. 

Keine Änderung 

(2) Die dem Amt für Jugend, Schule und 
Sport obliegenden Aufgaben werden vom 
Bür-germeister oder in seinem Auftrage von 
der Leiterin/ vom Leiter des Amtes für 
Jugend, Schule und Sport durchgeführt. 

Keine Änderung 

(3) Der Bürgermeister oder in seinem 
Auftrag die Leiterin/ der Leiter der 
Verwaltung des Amtes für Jugend, Schule 
und Sport ist verpflichtet, die Vorsitzende/ 
den Vorsitzenden des 
Jugendhilfeausschusses über alle wichtigen 
Angelegenheiten der Verwaltung des Amtes 

Keine Änderung 



für Jugend, Schule und Sport zu 
unterrichten. 

IV. Schlussbestimmung IV. Schlussbestimmung 

§ 11  In-Kraft-Treten § 11  In-Kraft-Treten 

Diese Satzung für das Amt für Jugend, 
Schule und Sport tritt am Tage nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft. Am gleichen Tag 
tritt die Satzung für das Jugendamt der 
Stadt Hilden vom 03.06.2011 außer Kraft. 

Keine Änderung 

 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende 2. Nachtragssatzung vom 15.12.2021 zur Satzung für das Amt für 
Jugend, Schule und Sport der Stadt Hilden vom 08.06.2011 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Gemeindeordnung NRW 
kann gegen die o.g. Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentliche Be-
kanntmachung ) nicht mehr geltend gemacht werde, es sei denn, 
 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b.) die o.g. Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c.) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Hilden, den 15.12.2021 
Der Bürgermeister 
Dr. Claus Pommer 



 

 

Auszug aus der vorläufigen Niederschrift 

 

 

03.03.2021 Jugendhilfeausschuss TOP 2 

 
Der Auschuss sprach sich generell für die Aufnahme einer Vertretung der Kindertagespflege in den 
Ausschuss aus. 
 
Die Verwaltung hatte gegenüber dem Änderungsvorschlag der SPD keine Einwendungen. 
Einen Hinweis von Frau Losse vom Bindertenbeirat, wird die Verwaltung aufgreifen und sicherte zu, 
dass der Behindertenbeirat mit beratendem Sitz, in die Satzung aufgenommen werde. 
 
Die Mehrheit der Mitglieder sprach sich hinsichtlich der Satzungsänderung, 
für die Einhaltung der besprochenen chronologischen Reihenfolge aus. 

 
Beschlussvorschlag: 
Der Rat der Stadt Hilden beschließt nach Vorberatung im Jugendhilfeausschuss und im Haupt- und 
Digitalisierungsausschuss die 2. Änderung der Satzung des Amtes für Jugend, Schule und Sport in 
der vorliegenden Form. 
 
der – geänderte – Beschlusstext lautet wie folgt: 
 
Der JHA begrüßt ausdrücklich das Anliegen der in Hilden ansässigen Tagespflegepersonen, 
einen beratenden Sitz im JHA zu erhalten. Für den Ausschuss ist es hierfür jedoch 
notwendige Voraussetzung, dass sich der genannte Personenkreis vor einer diesbezüglichen 
Änderung der Satzung des Jugendamtes eine rechtsverbindliche Struktur, etwa in Form 
eines Eingetragenen Vereins (e.V.), gibt. Hierbei muss sichergestellt sein, dass alle in Hilden 
ansässigen Tagespflegepersonen die Gelegenheit haben, Mitglied dieser Struktur zu werden 
(vorgeschlagen wird hierzu eine Gründungsversammlung auf Einladung des Jugendamtes). 
 

Satzung Datum Änderungen in Kraft getreten 

Satzung 03.06.2011  08.06.2011 

1. Änderung 11.07.2012 § 4 12.07.2012 

2. Änderung 12.05.2021 § 4 
Am Tage nach der 
Bekanntmachung 

 
Der Rat der Stadt Hilden hat am 12.05.2021 auf Grund des § 3 Abs. 2 des 1. Gesetzes zur 
Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes – AG KJHG vom 12.12.1990 (GV NRW S. 
664/SGV NW 216), der §§ 69 ff des Sozialgesetzbuches Achtes Buch (SGB VIII), Gesetz zur frühen 
Bildung und Förderung von Kindern (KiBiz) vom 30.10.2007 und des § 7 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV.NW. S. 666) in ihrer jeweils geltenden Fassung folgende Änderung der Satzung für das 
Jugendamt beschlossen: 
 
 
 

Beschlussvorlage 
öffentlich 

 SV-Nr.:WP 20-25 SV 51/047 

 

Betreff: Änderung der Satzung des Amtes für Jugend, Schule und Sport 



   

I. Das Amt für Jugend, Schule und Sport 

§ 1  Aufbau 

Das Amt für Jugend, Schule und Sport besteht aus dem Jugendhilfeausschuss und der 
Verwaltung des Amtes für Jugend, Schule und Sport. 

§ 2  Zuständigkeit 

Das Amt für Jugend, Schule und Sport ist nach Maßgabe des SGB VIII, der dazu erlassenen 
Ausführungsgesetze und dieser Satzung für alle Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe im Gebiet 
der Stadt Hilden zuständig. 

§ 3  Aufgaben 

(1) Das Amt für Jugend, Schule und Sport ist örtlicher Träger der Jugendhilfe im Sinne des 
SGB VIII. Die Entfaltung der Persönlichkeit des jungen Menschen sowie die Stärkung und 
Erhaltung der Erziehungskraft der Familie sollen bei allen Maßnahmen der öffentlichen 
Jugendhilfe im Vordergrund stehen. 

(2) Das Amt für Jugend, Schule und Sport soll mit den Trägern der freien Jugendhilfe und 
allen behördlichen Stellen, die sich mit Angelegenheiten der Kinder, Jugendlichen und jungen 
Menschen sowie der Familie befassen, zum Wohl junger Menschen und ihrer Familien partner-
schaftlich zusammenarbeiten. Es hat dabei die Selbstständigkeit der freien Träger in Zielsetzung 
und Durchführung der Jugendhilfeaufgaben sowie in der Gestaltung ihrer Organisationsstruktur 
zu achten. 

II. Der Jugendhilfeausschuss 

§ 4 Mitglieder 

(1) Dem Jugendhilfeausschuss gehören 15 stimmberechtigte und 12 beratende Mitglieder 
aus den in § 4 Abs. 3 Buchstabe a) - m) dieser Satzung genannten Institutionen sowie jeweils 
ein Ratsmitglied oder ein/e sachkundige/r Bürger/in, der/die von den Fraktionen zu benennen ist, 
die nicht im Jugendhilfeausschuss vertreten sind, an. 

(2) Stimmberechtigt sind: 
a) Neun Mitglieder des Rates oder von ihm gewählte Frauen und Männer, die in der 
Jugend-    hilfe erfahren sind, 
b) Sechs Frauen und Männer, die von den im Bereich des Amtes für Jugend, Schule und 
Sport wirkenden und anerkannten freien Trägern vorgeschlagen sind. 
Die stimmberechtigten Mitglieder werden vom Rat der Stadt Hilden gewählt. 
 
Für jedes Mitglied ist ein/e persönliche/r Stellvertreter/in zu wählen. Das Wahlverfahren richtet 
sich nach dem 1. Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (AG-KJHG) und 
der Gemeindeordnung NRW sowie der Geschäftsordnung des Rates. 

(3) Beratende Mitglieder sind:  
a) der Bürgermeister oder der Sozialdezernent als sein Vertreter; 
b) die Leiterin/ der Leiter der Verwaltung des Amtes für Jugend, Schule und Sport oder 
deren Vertretung; 
c) eine Richterin/ ein Richter des Familiengerichtes oder eine Jugendrichterin/ ein Jugend-
richter, die/ der von der zuständigen Präsidentin/ dem zuständigen Präsidenten des 
Landgerichtes Düsseldorf bestellt wird; 
d) eine Vertreterin/ ein Vertreter der Arbeitsverwaltung, die/ der von der Leiterin/ dem Leiter 
der Agentur für Arbeit Düsseldorf bestellt wird; 
e) eine Vertreterin/ ein Vertreter der Grund-, Haupt- und Förderschulen, die/ der vom 
Schulamt Mettmann bestellt wird; 
f) eine Vertreterin/ ein Vertreter der übrigen weiterführenden Schulen, die/ der vom Regie-
rungspräsidenten Düsseldorf bestellt wird; 
g) eine Vertreterin/ ein Vertreter der Polizei, die/ der vom Landrat des Kreises Mettmann zu 
benennen ist; 
h) je eine Vertreterin/ ein Vertreter der evangelischen und der katholischen Kirche, die/ der 
von der evangelischen bzw. katholischen Kirchengemeinde Hilden bestellt wird; 
i) eine Vertreterin/ ein Vertreter des Gesundheitsamtes Mettmann, die/ der von der Leite-
rin/ dem Leiter des Gesundheitsamtes Mettmann benannt wird, 
j) eine Vertreterin/ ein Vertreter des Jugendparlamentes, die/ der von der Vorsitzenden/ 



   

dem Vorsitzenden des Jugendparlamentes bestellt wird, 
k) je ein Ratsmitglied oder sachkundige/r Bürger/in, das/ die/ der von der Fraktionen zu 
benennen sind, die nicht im Jugendhilfeausschuss vertreten sind. 
l) eine Vertreterin/ ein Vertreter des Jugendamtselternbeirat Hilden, die/ der von der 
Vorsitzenden/ dem Vorsitzenden des Jugendamtselternbeirat Hilden zu benennen ist. 
m) eine Vertreterin/ ein Vertreter des Integrationsrates Hilden, die/ der durch den 
Integrationsrat Hilden gewählt wird. 
n)  eine Vertreterin/ ein Vertreter der Kindertagespflegepersonen mit Wohnsitz in Hilden, die/ der 
aus der Mitte aller Kindertagespflegepersonen mit Wohnsitz in Hilden gewählt wird. 

Für die Mitglieder nach Buchstaben c) – n) ist je ein/e Vertreter/in zu bestellen. 

 

 

§ 5  Teilnahme weiterer Personen 

(1) An den Sitzungen des Jugendhilfeausschusses nehmen die Abteilungsleitungen des 
Amtes für Jugend, Schule und Sport und der Jugendhilfeplaner teil. 

(2) Der Jugendhilfeausschuss kann weitere Männer und Frauen, die in der Jugendhilfe 
erfahren oder tätig sind, von Fall zu Fall zu seinen Sitzungen heranziehen. 

§ 6  Aufgaben 

(1) Der Jugendhilfeausschuss befasst sich mit den Aufgaben der Jugendhilfe (§ 71 SGB 
VIII). Er beschließt im Rahmen der vom Rat bereitgestellten Mittel, dieser Satzung und der vom 
Rat gefassten Beschlüsse über die Angelegenheiten der Jugendhilfe. 

(2) Der Jugendhilfeausschuss hat vor allem folgende Aufgaben: 
 
1. Die Aufstellung von Richtlinien und Grundsätzen für 
 
a) die Förderung von Einrichtungen und Maßnahmen der Jugendhilfe; 
b) die Festsetzung der Leistungen oder der Hilfe zur Erziehung,  
            soweit diese nicht durch Landesrecht geregelt werden; 
c) die Beteiligung an der Durchführung von Aufgaben oder die Übertragung von Aufgaben 
zur Ausführung an anerkannte Träger der freien Jugendhilfe gem. § 76 SGB VIII;  
 
2. die Entscheidung über 
 
a) die Jugendhilfeplanung, § 80 SGB VIII; 
b) die Förderung der öffentlichen Jugendhilfe und der Träger der freien Jugendhilfe, § 4 
Abs. 3, § 74 SGB VIII; 
c) die öffentliche Anerkennung nach § 75 SGB VIII in Verbindung mit § 25 AG-KJHG; 
d)  die Bedarfsfeststellung für Tageseinrichtungen für Kinder im Rahmen des Kindergar-
tenbedarfsplanes (§ 80 SGB VIII i.V.m. § 18 Abs. 2 und § 21 Abs. 6 Kinderbildungsgesetz 
(KiBiz)); 
e) die Gewährung von freiwilligen Zuschüssen an freie Träger von Kindertageseinrich-
tungen; 
f) die Genehmigung einer Vereinbarung über Tageseinrichtungsplätze für Betriebe; 
g) den Ausbau von Kindertageseinrichtungen zu Familienzentren nach § 16 KiBiz; 
h) die Aufstellung von Vorschlagslisten für die Wahl der Jugendschöffen; 
i) die Aufstellung von Vorschlagslisten für die Wahl der ehrenamtlichen Beisitzer für den 
Ausschuss und die Kammer für Kriegsdienstverweigerer; 
 
3. die Vorberatung des Haushalts für den Bereich der Jugendhilfe; 
 
4. Anhörung vor der Berufung der Leiterin/ des Leiters der Verwaltung des Amtes für 
Jugend, Schule und Sport. 

§ 7  Unterausschüsse 

Für einzelne Aufgaben der Jugendhilfe können bei Bedarf Unterausschüsse ohne Entschei-
dungsbefugnis gebildet werden. Die Mitglieder der Unterausschüsse werden vom Jugendhil-



   

feausschuss aus seinen ordentlichen und stellvertretenden Mitgliedern gewählt. Er bestimmt 
auch die/ den Vorsitzende/n und ihre/ seinen Stellvertreter/in. 

§ 8  Verfahren 

Für das Verfahren des Jugendhilfeausschusses und der Unterausschüsse gilt, soweit in bundes- 
und landesrechtlichen Vorschriften nichts anderes bestimmt ist, die Geschäftsordnung für den 
Rat der Stadt und seine Ausschüsse entsprechend. 

III. Die Verwaltung des Amtes für Jugend, Schule und Sport. 

§ 9  Eingliederung 

Die Verwaltung des Amtes für Jugend, Schule und Sport ist eine selbstständige Organisati-
onseinheit innerhalb der Stadtverwaltung Hilden. 

§ 10  Aufgaben 

(1) Der Verwaltung des Amtes für Jugend, Schule und Sport obliegen alle laufenden Ge-
schäfte sowie alle Aufgaben, die nicht in § 6 aufgeführt sind. 

(2) Die dem Amt für Jugend, Schule und Sport obliegenden Aufgaben werden vom Bür-
germeister oder in seinem Auftrage von der Leiterin/ vom Leiter des Amtes für Jugend, Schule 
und Sport durchgeführt. 

(3) Der Bürgermeister oder in seinem Auftrag die Leiterin/ der Leiter der Verwaltung des 
Amtes für Jugend, Schule und Sport ist verpflichtet, die Vorsitzende/ den Vorsitzenden des 
Jugendhilfeausschusses über alle wichtigen Angelegenheiten der Verwaltung des Amtes für 
Jugend, Schule und Sport zu unterrichten. 

IV. Schlussbestimmung 

§ 11  In-Kraft-Treten 

Diese Satzung für das Amt für Jugend, Schule und Sport tritt am Tage nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft. Am gleichen Tag tritt die Satzung für das Jugendamt der Stadt Hilden 
vom 03.06.2011 außer Kraft. 

 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende 2. Nachtragssatzung vom 12.05.2021 zur Satzung für das Amt für Jugend, 
Schule und Sport der Stadt Hilden vom 08.06.2011 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Gemeindeordnung NRW kann 
gegen die o.g. Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentliche 
Bekanntmachung) nicht mehr geltend gemacht werde, es sei denn, 
 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b.) die o.g. Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c.) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 



   

 
Hilden, den 12.05.2021 
Der Bürgermeister 
Dr. Claus Pommer 
 
Abstimmungsergebnis: 
Ursprungsform der Beschlussvorlage: 3x Ja (BÜNDNIS90 DIE GRÜNEN und Frau Schüler) 
Geänderter Beschlussvorschlag der SPD Mehrheitlich beschlossen. 
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